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Förmliche Anfrage Nr. 48/15: zum Neubau OKR: Nutzungskonzept/ 
Belegungsplanungen 
 
Beantwortung in der Sitzung der 15. Landessynode am 19. Oktober 2019 
 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Rahmen der Vorstellung der Planungen und der Konzeption des Neubaus im Plenum und in 
den Ausschüssen wurde bei der Planung des Neubaus unter anderem über die Frage der 
künftigen Kapazitäten am Neubaustandort informiert. 
 
Dabei war ein wesentliches Thema, dass die baurechtliche Situation am Standort 
Gänsheidestraße 4 mit Einschränkungen versehen ist. Deshalb wurden im Rahmen der Abwägung 
künftiger Lösungen und im Rahmen denkbarer Bauplanungen ausführlich auch andere Standorte 
geprüft und dies mit der Synode diskutiert. Dabei steht im Vordergrund, dass mindestens alle 
derzeit im Dienstgebäude untergebrachten Mitarbeitenden und Dienste auch im Neubau 
untergebracht werden können. Dies wäre auch bei einer weitgehenden Sanierung im Bestand die 
Ausgangslage gewesen. Durch die Neuplanung am Standort, ist auch durch flexiblere 
Möglichkeiten der Bürokonzeption schon nach der jetzigen Planung eine bessere Konzentration 
der Dienststellen möglich, etwa, weil vielfach die Mitarbeitenden in Teilzeit arbeiten oder Home- 
Office nutzen.  
 
Das bedeutet, dass nicht jede derzeitige Außenstelle integriert werden kann, dass aber umgekehrt 
in erheblichem Maße die Möglichkeit besteht, derzeit in Außengebäuden befindliche 
Außenstellen/Filialen des Oberkirchenrates in das Büro- und Nutzungskonzept zu integrieren. 
 
Die konkrete Belegung ist mit den Abteilungen und Dezernaten erarbeitet worden. Sie ist immer 
eine vorläufige, weil sich die Aufgaben und die Organisationen ändern. Das neue Gebäude kann 
diesen Veränderungen Rechnung tragen.  
 
Über dieses aufgezeigte Potential wurde bei der Vorstellung der Planung informiert. Die Zusage 
alle Außenstellen integrieren zu können wurde dort nicht gemacht. Eine solche Möglichkeit hätte 
auch beim seinerzeit diskutierten Alternativstandort nicht bestanden, sodass die Nutzungs- und 
Erweiterungsmöglichkeiten dieser beiden diskutierten Standorte durchaus vergleichbar sind. 
 
Dies bedeutet, dass aktuell im Rahmen der Erstellung der Nutzungskonzepte, die in Workshops 
der einzelnen Dezernate erarbeitet werden und hinsichtlich einzelner Stockwerke bereits 
abgeschlossen werden konnten auch geprüft wird, welche Außenstellen einbezogen werden 
können. Aus den obengenannten Gründen ist im Rahmen der aufgezeigten maximalen Kapazität 
eine Prioritätenentscheidung zu treffen. Dabei wird nach der schon 2018 erfolgten Planung 
nochmals danach zu fragen sein, welche Dienststellen im Sinne einer engen Vernetzung, wegen 
der zu erzielenden Synergien und aus Gründen der engen und guten Kommunikation im 
Hauptdienstgebäude zentriert werden sollten. Das betrifft bspw. das Dezernat 2 als sog. 
inhaltliches Dezernat oder das ZGM stärker als bspw. die ZGASt. oder das Rechnungsprüfamt. 
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Konkret und im Hinblick auf die gestellte Frage, kann zum heutigen Zeitpunkt festgestellt werden, 
dass beabsichtigt ist, Dezernat 2 in das künftige Neubaukonzept zu integrieren. Das bedeutet für 
die weitere Planung, dass die Mitarbeitenden des Dezernates 2 in den kommenden Wochen, also 
nach zeitlichen Möglichkeiten möglichst bis zum Jahresende in die weiteren anstehenden 
Workshops zur Ausgestaltung der Bürokonzepte mit einbezogen werden. Da die Bürostrukturen 
künftig offener als bisher sein werden (Kombibüros bis hin zu sog. Multispace Büros) und dies 
teilweise Umstellungen für die Mitarbeitenden in den Arbeitsweisen mit sich bringt, hat sich das 
Kollegium dafür entschieden, einen großen Teil der Belegschaft an der Frage der konkreten 
Ausgestaltung in solchen Workshops zu beteiligen. Deshalb und weil eine „TOP DOWN“ 
Entscheidung nicht sinnvoll erschien, liegt derzeit das Belegungskonzept erst in einer Grobplanung 
vor, die nunmehr Stück für Stück im Detail und mit den Mitarbeitenden ausgearbeitet wird, 
hinsichtlich einzelner Stockwerke auch bereits ausgearbeitet ist.  
 
Ab Anfang des nächsten Jahres sollte der ausgearbeitete Belegungsplan aber stehen, sodass 
darüber auch berichtet werden kann. Dies umfasst dann auch eine Information über das 
Zusammenspiel innerhalb und zwischen den Dezernaten und einen Überblick über die konkrete 
Organisation von Sitzungs- und Tagungsflächen, des Andachtsraumes und der Kantine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Direktor Stefan Werner 

 


